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Rechtssatz 

Durch eine Trassenverordnung wird jedenfalls ein Grundbestand von Bundesinteressen, die als öffentliche 
Interessen anzusehen sind, dokumentiert. Dies hat zur Konsequenz, dass eine Ablehnung des 
Straßenbauvorhabens durch die Naturschutzbehörde mit der Begründung, es lägen keine Gemeinwohlinteressen 
vor, rechtswidrig wäre. Die Dokumentation eines festen Grundbestandes von Bundesinteressen durch die 
Trassenverordnung hat weiters zur Folge, dass eine nähere Prüfung des konkreten Ausmaßes dieser 
Bundesinteressen in allen jenen Fällen zu unterbleiben hat, in denen die entgegenstehenden 
Naturschutzinteressen zwar die Relevanzschwelle des § 35 Vlbg NatSchG 1997 übersteigen, in ihrer Intensität 
aber nicht besonders schwer wiegend und somit von vornherein nicht geeignet sind, die Bundesinteressen an der 
Verwirklichung des Straßenbauvorhabens zu überwiegen. In eine Feinprüfung der Bundesinteressen ist daher 
nicht schon dann einzutreten, wenn durch die Verwirklichung des Straßenbauvorhabens eine Verletzung von 
Naturschutzinteressen im Sinne des § 35 Vlbg NatSchG 1997 bewirkt würde, sondern nur dann, wenn es sich 
dabei um eine Verletzung der Naturschutzinteressen handelt, die so gravierend ist, dass auf Grund einer bloßen 
Grobprüfung noch nicht gesagt werden kann, dass die in der Trassenverordnung dokumentierten 
Bundesinteressen überwiegen. Dies ergibt sich schon daraus, dass die Trassenverordnung der Festlegung des 
Verlaufes einer Bundesstraße dient, eines Verkehrsweges also, der auf Grund seiner Bedeutung für den 
Durchzugsverkehr zur Bundesstraße erklärt wurde. Aus der Funktion der Trassenverordnung als Mittel zur 
Konkretisierung eines für den Durchzugsverkehr bedeutsamen Verkehrsweges folgt, dass mit der 
Trassenverordnung auch ein wenngleich von Fall zu Fall in seinem konkreten Ausmaß variierendes, jedoch 
grundsätzlich bedeutsames öffentliches Interesse an der Verwirklichung der in der Trassenverordnung 
festgelegten Trasse dokumentiert wird. Im Rahmen der erwähnten Feinprüfung ist die Naturschutzbehörde zur 
Gewichtung der in der Trassenverordnung dokumentierten öffentlichen Interessen, nicht aber zu deren 
Überprüfung ermächtigt. 


